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Thema:	Katholische	Politiker

„Wir wissen, was wir zu tun haben“
Ministerpräsident	Reiner	Haseloff	(CDU)	über	Glaube	und	Politik,	seine	Erwartung	an	die	Kirche	und	warum	Politiker	pragmatisch	sein	müssen

„Respekt vor politischen Zwängen“
Kardinal	Reinhard	Marx	über	Politik	und	Glaube,	seine	Erwartung	an	Politiker	und	bischöfliche	Zurückhaltung

Herr	Ministerpräsident,	Sie	
beginnen	jeden	Tag	mit	einem	
Bibelzitat.	Welches	war	es	
heute?	

Vor dem Frühstück liest meine Frau 
aus dem Buch „Wort Gottes für je-
den Tag“ aus dem Benno Verlag die 
Stelle für den Tag vor. Heute war es 
der Satz „Geht und verkündet: Das 
Himmelreich ist nahe.“ Das ist der 
richtige Start in den Tag. Ich bin 
kein vollkommener Mensch, aber 
ich versuche, konsequent Christ zu 
sein. Und dazu gehört, mit einem 
Gebet und dem Wort Gottes den 
Tag zu beginnen, sonntags in die 
Kirche zu gehen und die Kirchen-
gebote zu halten. Das ist für mich 
eine Frage der Glaubwürdigkeit. 
Ich kann nicht sagen: „Ich bin 
Christ“, wenn ich die einfachsten 
Dinge nicht halte. In der Freiheit 
sollte nicht verschwinden, was wir 
gegen großen Widerstand in DDR-
Zeiten aufrechterhalten haben.

Wie	muss	sich	das	Katholische	
bei	Politikern	niederschlagen?	

Christen machen nicht automa-
tisch eine bessere Politik. Bei der 
Frage, ob die Straße richtig gebaut, 
die Trasse richtig gelegt oder das 
Krankenhaus richtig dimensioniert 
ist, geht es um Sachverstand. In 
unserer Landesverfassung in Sach-
sen-Anhalt, also in einem Land, in 
dem 85 Prozent nicht konfessionell 
gebunden sind, heißt es, „dass alles 
in Achtung der Verantwortung vor 
Gott und den Menschen zu erfol-
gen hat ...“. In der Landesverfas-
sung und im Grundgesetz finde ich 
meinen christlichen Wertekatalog 
wiedergegeben. Das ist sozusagen 
die säkulare Formulierung dessen, 
was Grundlage für unseren Glau-
ben ist. Das ist ein guter Rahmen 
für mich. Normalerweise darf ja 
der persönliche Glaube im Vollzug 
von Verwaltungs- und politischem 
Handeln keine Rolle spielen. Es 
muss einfach so sein, dass viel-
leicht Menschen sich animiert 
fühlen nachzufragen, aus welchem 
Wertekodex man lebt. 

Der	Glaube	muss	aber	doch	eine	
Konsequenz	im	Handeln	haben?

Ja sicherlich, indem ich ihn prak-
tiziere. Die Menschen sollen mit-
bekommen, woran man sich hält. 
Gleichzeitig muss ich als Politiker 
dafür sorgen, dass diese religiöse 
Haltung keinen Anstoß erregt und 
kein Widerspruch entsteht. Ich 
darf nicht öffentlich Wasser pre-

digen und heimlich Wein trinken. 
Im Landtag sind jetzt die Diäten 
erhöht worden. So etwas muss 
mit Augenmaß passieren. Aber es 
bleibt eine Spannung, dass man 
nicht anstößig, sondern glaubwür-
dig wirkt. Das merkt zurzeit die 
katholische Kirche, die in den letz-
ten Jahren dermaßen an Glaub-
würdigkeit verloren hat, weil sie 
ihre Hausaufgaben nicht gemacht 
hat. Ich lasse mir im Moment keine 
Predigt zu Lasten von Politikern 
gefallen. Es sei denn, der Prediger 
will mitten in der Messe einen Zwi-
schenruf von mir erfahren. 

Wann	haben	Sie	zuletzt	einen	
Priester	um	politischen	Rat	
gefragt?

Das war mein Pfarrer in Witten-
berg, der uns vor, während und 
nach der Wende begleitet hat. 
Er hat uns politisch und religiös 
aktiviert. Seitdem hat sich noch 
keiner direkt um mich gekümmert 
und gefragt: „Was kann ich für 
Sie tun?“ oder „Haben Sie das Be-
dürfnis, mal zu reden?“ Dass man 
mal von jemandem im Sinne eines 
seelsorglichen Angebots angespro-
chen wird, ist nicht der Fall.

Das	vermissen	Sie?

Nicht mehr. Wenn wirklich was ist, 
gehe ich zu meinem alten Pfarrer. 
Mit ihm kann ich auch über per-
sönliche Entscheidungen reden, 
zum Beispiel, als es darum ging, ob 
ich nach Magdeburg gehe oder als 
Ministerpräsident antrete. Ich bin 
58 Jahre alt und habe meine eigene 
Lebenserfahrung und mittlerweile 
eher das Gefühl, dass ich damit 
der Kirche helfen muss. Lassen Sie 
mich in diesem Zusammenhang 
noch Folgendes sagen: Es geht 
nicht nur um das direkte Gespräch. 
Nehmen Sie die Schwestern vom 
Kloster Helfta. Wenn die sagten 
„Wir denken an Sie, wir beten für 
Sie“, dann hat mir das viel bedeutet 
und ich bin dankbar dafür. 

Welche	Rolle	spielt	für	Ihre	
Arbeit	die	Lehre	der	Kirche?	

Das Leben findet nach ganz ein-
fachen Spielregeln statt. Das sind 
die Zehn Gebote und die Dinge, die 
wir im Religionsunterricht in den 
ersten Jahren kennengelernt ha-
ben. Das zu kennen und danach zu 
leben, ist heute nicht mehr üblich, 
sondern Sache einer Minderheit. 
Deswegen müssen wir diese Leitli-
nien hochhalten. Die Organisation 

unserer Wettbewerbsgesellschaft 
läuft nicht nach christlichen Ge-
sichtspunkten – nicht wie beim 
heiligen Martin, der den Mantel 
geteilt hat. Das gesellschaftliche 
Prinzip ist Wachstum, damit alle 
satt werden und nicht jeder bloß 
einen halben Mantel hat. Das 
tägliche Leben scheint oftmals 
anderen Spielregeln zu folgen, als 
sie die christliche Lehre empfiehlt. 
Warum es sich für einen modernen 
Menschen aber dennoch lohnt, 
christlich zu leben, müsste die 
Theologie erklären. Das schafft sie 
allerdings nur selten und nur mit 
Mühe. Deshalb geht kaum noch je-
mand in Deutschland in die Kirche. 

Unsere	Gesellschaft	hat	viele	
christliche	Werte	übernom-
men,	etwa	ins	Grundgesetz.	Um	
heute	ordentlich	und	anständig	
zu	leben,	braucht‘s	kein	Chris-
tentum.	

Im praktischen Vollzug unter-
scheidet sich das Leben eines 
bekenntnislosen guten Menschen 
nicht von meinem Leben. Falls 
er aber mal die Sinnfrage stellt, 
sollten wir sie ihm doch beantwor-
ten können. Ob hinter dem Leben 
mehr steckt, als 60 oder 85 Jahre 
lang nur zu funktionieren, dann 
abzutreten und nicht mehr zu sein. 
Wenn die Sinnfrage gestellt wird, 
ist es notwendig, sie christlich 
zu beantworten. Wenn einer sie 
nicht stellt, ist es seine Entschei-
dung. Aber das Aufrechterhalten 
der verfassungsmäßigen Grund-
rechte in der Weltgeschichte ist 
keine Selbstverständlichkeit. Das 
Grundgesetz kann man ändern, 
Grundrechte auslegen. Es ist kein 
Automatismus, dass die Grundpo-

sitionen unserer Verfassung auch 
dauerhaft so bleiben. Wenn wir 
das sicherstellen wollen, brauchen 
wir immer einen Bevölkerungsan-
teil, der dafür eintritt. Dazu muss 
man Mehrheiten organisieren, po-
litische Diskussionen führen und 
auch begleitet werden – auch 
durch die Kirchen. Ausgerechnet 
Gregor Gysi hat gesagt, ohne Reli-
gionen, Glauben und Kirchen gibt 
es gesellschaftlich „keine Grund-
lage für allgemein verbindliche 
Moralnormen“. 

Man	braucht	Mehrheiten,	um	
diese	Grundsätze	zu	bewahren	–	
müsste	Ihre	Partei,	die	CDU,	sich	
da	nicht	lauter	zu	Wort	melden?	

Wieso fragen Sie jetzt gerade mei-
ne Partei? Bischöfe sagen, dass 
es egal ist, in welcher Partei ich 
bin. Sie haben keinen Mut mehr, 
zur Wahl der CDU aufzurufen. 
Das ist in Ordnung. Aber wenn 
es keine Präferenzen mehr gibt, 
dann ist die CDU auch nicht in der 
Pflicht. Die CDU ist ein Abbild der 
Gesellschaft, nicht mehr und nicht 
weniger.

Sollten	die	Katholiken	in	der	
Union	dann	nicht	doch	enger	
zusammenrücken	–	zum	Bei-
spiel	in	einem	Arbeitskreis?

 
Wozu? Wir wissen, was wir 
zu tun haben. Wir müssen un-
ser Wertefundament leben. Wir 
müssen glaubwürdig sein. Wir 
sollten, wenn wir geheiratet ha-
ben, unserer Frau treu bleiben. 
Wir sollten uns um unsere Kinder 
und Enkelkinder kümmern. Ihnen 
den Glauben weitergeben, ihnen 
vermitteln, dass das Leben schön 

ist, dass das christliche Angebot 
gut ist. Das ist schon so viel poli-
tische Botschaft, weil das völlig 
konträr läuft zur gesellschaftlichen 
Realität. Da brauche ich keine Ar-
beitskreise und keinen sonstigen 
ideologischen Firlefanz. 

Als	Ministerin	Schavan	in	der	
Stammzelldebatte	eine	andere	
Position	vertrat	als	die	Kirche,	
wurde	sie	kritisiert.	Lebt	man	
als	katholischer	Politiker	immer	
in	einer	Spannung	zwischen	An-
spruch	und	politischer	Realität?

Man muss allen, auch Annette 
Schavan, unterstellen, dass sie die 
richtige Lösung suchen. Es gibt 
immer Gründe dafür und dagegen. 
Sicherlich gibt es auch die katho-
lische Lehre, an der man sich orien-
tieren und reiben kann. Trotzdem 
muss man Mehrheiten finden. 
Es gibt nie schwarz und weiß im 
Leben, sondern immer Grauzo-
nen und Farbtupfer. An vielen 
Stellen muss man Kompromisse 
finden und versuchen, in einer 
Güterabwägung das Richtige zu 
tun. Deshalb sollte man von einem 
christlichen Politiker nicht eindeu-
tigere Entscheidungen erwarten 
als Gott in seiner Schöpfung selbst 
vorgegeben hat. 

Was	heißt	das?	

Diese Schöpfung kann sehr brutal 
sein. Der liebe Gott mutet uns in 
dieser endlichen Welt auch einiges 
zu. Und deswegen kann man nicht 
erwarten, dass in der Politik ein 
völliges Gegenbild, nämlich ein 
idealtypisches Paradies, zu rea-
lisieren ist. Das geht nicht. Das 
muss man nüchtern zur Kenntnis 
nehmen. Auch in Bischofspalästen. 
Zur Widersprüchlichkeit eines un-
endlichen Gottes gehört diese 
Zumutung, die automatisch auch 
Versagen nach sich zieht. Eine sol-
che nüchterne und pragmatische 
Sicht bringt auch einen bestimm-
ten Umgang mit politischen Ent-
scheidungsträgern mit sich. 

Die	Bischöfe	sagen	aber:	In	
bestimmten	Punkten	darf	man	
keine	Kompromisse	machen.	
Die	Präimplantationsdiagnostik,	
kurz	PID,	etwa	ist	so	ein	Feld.	Da	
war	die	Mehrheit	in	der	CDU	ja	
auch	sehr	knapp…

Die PID ist wissenschaftlich und 
ethisch sehr komplex. Als über-
zeugter Katholik und Naturwis-
senschaftler würde ich mir nicht 

herausnehmen, dort den Stab 
über eine andere Entscheidung zu 
brechen. Beim Lebensschutz geht 
es darum, den Anfang und das 
Ende klar zu definieren. Das ist 
aber immer eine Definition für ei-
nen selber. Trotz eigentlich klarer 
Aussagen im Grundgesetz zeigt die 
Diskussion in unserem Lande ein 
sehr komplexes wie differenziertes 
Bild. Wir haben keine Theokratie 
und keine Diktatur. Ich kann Maß-
stäbe für mein Leben eindeutig 
definieren, habe aber kein Recht, 
diese anderen überzustülpen. 

Eine	Definition	für	einen	selber?	
Das	Lehramt	ist	da	sehr	eindeu-
tig,	was	Anfang	und	Ende	des	
Lebens	angeht.

Für mich ist das auch eine Richt-
schnur. Ich nehme mir nur nicht 
heraus, dass ich denen, die nicht an 
einen Gott glauben, mein Korsett 
anlege. Gott hat zugelassen, dass 
es diese Menschen mit einer ganz 
anderen Haltung gibt. Das muss 
man aushalten. Sie sind für uns 
notwendig als Korrektiv, damit wir 
unsere Haltungen und Glaubwür-
digkeit hinterfragen. Wir Christen 
sind gut beraten, demütig das zu 
leben zu versuchen, was uns mitge-
geben wurde. Ob unsere Meinung 
zum Durchbruch kommt, liegt 
daran, inwieweit wir unseren ei-
genen hohen Anspruch erreichen. 
Daran wird sich entscheiden, ob 
jemand glaubt, ob wir als Befreite 
und Erlöste auch erkennbar sind.

Interview: Ulrich Waschki

Herr	Kardinal,	gibt	es	eine	katho-
lische	Art,	Politik	zu	machen?

Ja, was die Maßstäbe und Krite-
rien für die Gestaltung der Welt 
angeht. Da kann ein katholischer 
Christ ausgehend vom Evangeli-
um und der Katholischen Sozial-
lehre Felder sehen, die ihn in der 
Politik interessieren müssen. Et-
wa der Schutz des Lebens,  Über-
windung der Armut, Schaffung 
von Beteiligungsgerechtigkeit. 
Hier ist man als Christ besonders 
gefordert. Aber in der Politik geht 
es um Abwägung und sehr selten 
darum, prinzipielle Wahrheiten 
zu verteidigen. Das hat der Papst 
auch in seiner Ansprache im 
Bundestag gesagt: In der Regel 
reichen für die politische Arbeit 
Mehrheitsentscheidungen. Aber 
es gibt ein paar Punkte, wo diese 
Art der Entscheidung nicht reicht, 
etwa bei der Frage der Todesstra-
fe oder Abtreibung.

Die	Glaubenskongregation	spricht	
vom	christlich	gebildeten	Gewis-
sen	eines	Politikers.	Wie	frei	ist	
das,	wie	frei	ist	der	katholische	
Politiker?	

Frei heißt nicht beliebig. Es ist ein 
Missverständnis, dass man die 
Gewissensentscheidung als eine 
persönliche Meinung ansieht. 
Das ist zu schwach. Für eine Ge-
wissensentscheidung muss man 
sich mit der Lehre der Kirche 
und dem Evangelium vertraut 
machen. Es gibt ja unterschied-
liche Grade von Verbindlichkeit: 
Nicht alle Sätze des Papstes 
oder einer Enzyklika sind gleich 
verbindlich. Da bleibt Raum für 
Differenzierung in unterschied-
lichen Situationen. Aber es gibt 
ein paar Punkte, etwa in der 
Frage des Lebensschutzes, wo die 
Bischöfe oder der Papst sich sehr 
klar äußern. 

Und	wenn	das	Gewissen	zu	einer	
anderen	Haltung	kommt?	

Selbst einem irrigen Gewissen 
muss man folgen, wenn man es 
geprüft hat, lehrt Thomas von 
Aquin. Ein Katholik ist aber im 
ethischen Bereich auch an end-
gültige Lehraussagen der Kirche 
gebunden. Da kann er nicht sa-
gen, ich bin anderer Meinung. Er 
ist nur in einer anderen Situation 
als der Bischof. Johannes Paul II. 
hat in der Enzyklika „Evangelium 
Vitae“ die Situation eines Poli-
tikers geschildert: Wie kann ein 

Abwägungsverfahren aussehen, 
wenn ein Politiker in einem parla-
mentarischen Verfahren in die Situ-
ation kommt, einem kleineren Übel 
zuzustimmen, um Schlimmeres zu 
verhüten? Das geht bis zu der Fra-
ge, sollen wir dann lieber an einer 
Abstimmung nicht teilnehmen? 
Solche Fragen sind zwar die große 
Ausnahme, aber wenn sie doch ge-
stellt werden, muss man abwägen, 
wie man sich verhält. Wir haben das 
bei der Stammzelldebatte erlebt. 
Die Bischöfe hatten hier eine klare 
gemeinsame Position. Da hätte ich 
von katholischen Politikern erwar-
tet, dass sie zunächst diese Position 
mittragen. Das schließt nicht aus, 
dass man im Verfahren möglicher-
weise entscheiden muss, ob man ei-
ner Kompromisslösung zustimmt, 
um Schlimmeres zu verhindern. 
Das ist aber nicht Sache der Bi-
schöfe. Da sollten wir Bischöfe 
Respekt haben vor den Zwängen, 
in denen ein Politiker agieren muss.

Das	sind	solche	Fragen,	bei	denen	
die	Mehrheitsentscheidung	nicht	
ausreicht.	Dennoch	werden	sie	in	
der	Demokratie	per	Abstimmung	
entschieden.	Um	es	klar	zu	haben:	
Auch	in	diesen	Fragen	sind	poli-
tische	Kompromisse	zulässig,	um	
Schlimmeres	zu	verhüten?

Das kommt auf den Einzelfall an. 
Wenn es um Tod und Leben geht, 
kann es keine Abwägung geben. 
Dann ist es vielleicht besser, sich 
nicht zu beteiligen. Auch um deut-
lich zu machen, wir können aus 
grundsätzlichen Erwägungen nicht 
mitmachen. Wenn man sieht, da-
durch könnte das Schlimmste mög-
lich werden, muss ein Politiker nach 
seinem Gewissen entscheiden, was 
erforderlich ist. Das kann man aber 
nicht Kompromiss nennen. Ein 
Kompromiss ist, wenn man von 
vornherein eine Paketlösung aus-
handelt: Wir geben den Schutz des 
Lebens auf und dafür gebt ihr uns 
die Rente mit 67. Paketlösungen 
kann es in vielem geben, aber nicht 
in Fragen des Lebensschutzes.

Sie	sprachen	die	Stammzellde-
batte	an.	Kardinal	Meisner	hat	die	
katholische	Ministerin	Schavan	
öffentlich	abgewatscht,	weil	sie	
eine	andere	Haltung	als	die	Kirche	
vertreten	hat.	Ein	kluger	Umgang	
mit	katholischen	Politikern?

Das müssen die Beteiligten klären. 
Ich habe meine Meinung in dieser 
Frage veröffentlicht und auch an 
unsere Abgeordneten geschrieben. 

Mir kam es darauf an, unsere Posi-
tion deutlich zu machen.
 

Sie	enthalten	sich	eines	öffentli-
chen	Urteils,	ob	ein	Politiker	sich	
katholisch	verhält?

Ist es sinnvoll, im politischen Hand-
gemenge als Bischof Einzelakti-
onen von Politikern zu bewerten? 
Das mag manchmal notwendig 
sein, aber ich glaube, die Tagespo-
litik sollte nicht ständig von den 
Bischöfen kommentiert werden. 
Gleichzeitig gilt auch, wer öffent-
lich agiert, steht in der öffentlichen 
Debatte. Das betrifft den Bischof 
und den Politiker. Das muss man 
dann aushalten.

Erwartet	die	Kirche	manchmal	zu	
viel	von	katholischen	Politikern?

Ja, das glaube ich schon. Manche 
nehmen die sogenannte „Autono-
mie“ verschiedener Sachbereiche – 
Religion, Politik, Wirtschaft, Kunst 
– nicht richtig wahr. Das Zweite 
Vatikanische Konzil hat ja davon ge-
sprochen. Ich kann als Bischof nicht 
einfach sagen, unsere Religion sieht 
das so vor und dann setzt ihr das 
mal politisch um. Die Katholische 
Soziallehre will normative Sätze 
aufstellen, die den Ansprüchen der 
Vernunft genügen. Sie sollen nicht 
nur deshalb gelten, weil sie christ-
lich, sondern weil sie vernünftig 
sind. Die Herausforderung ist, die 
richtigen Argumente zu finden, da-
mit andere sich dieser christlichen 
Position anschließen können. 

Sie	sagten	in	einem	Vortrag,	die	
Kirche	habe	zu	lange	gebraucht,	
um	diese	Freiheit	zu	akzeptieren.	
Tut	sie	sich	noch	schwer	damit?

Ich denke schon. Ich finde es nicht 
gut, wenn Freiheit von vornherein 
für manche negativ besetzt ist. 
Freiheit ist Ausdruck der Gottes-
ebenbildlichkeit des Menschen und 
das große Geschenk Gottes. Aus 
Freiheit folgt Pluralität. Es gibt die 
Freiheit, sich so oder so zu entschei-
den. Gott will unterschiedliche 
Menschen und deshalb auch ver-
schiedene Lebenswege. Er hat wohl 
Lust an der Buntheit des Lebens. 
Er hat offensichtlich seine Freude 
an dieser Vielfalt, aber auch seine 
Sorge, weil Menschen sich nicht 
immer so entscheiden, wie es ihnen 
guttäte. Der Schöpfer hat diese Frei-
heit gewollt und deshalb sollten wir 
sie grundsätzlich positiv bewerten. 

Im	säkularen	Staat	dürfen	religiöse	
Überzeugungen	der	Akteure	keine	
Rolle	spielen.	Wie	lassen	sich	
christlicher	Anspruch	und	staatli-
che	Neutraliät	verbinden?

Der säkulare Staat ist weltanschau-
lich neutral, aber nicht weltan-
schaulich gleichgültig. Deutsch-
land ist weiterhin vom christlichen 
Glauben geprägt, wenn auch re-
gional unterschiedlich. Deswegen 
kann und sollte auch ein Politiker 
öffentlich sagen: Ich bin Christ. Er 
darf auch sagen: Aus christlicher 
Überzeugung bin ich dieser und je-
ner Meinung. Da sollte man nicht so 
zurückhaltend sein. Aber natürlich 
kann ein Ministerpräsident nicht 
bestimmte Überzeugungen durch-
setzen, weil er Christ ist. Er muss ei-
ne Mehrheit dafür haben. Ich muss 
andere überzeugen, indem ich 
deutlich mache, dass das, was aus 
christlicher Überzeugung richtig 
ist, auch vernünftig und für alle gut 
ist. Die Kirche kann und will nicht 

ihre Position zu staatlichen Geset-
zen machen. Das hat der Papst auch 
in Berlin gesagt: Der Glaube kann 
nicht einfach in staatliche Gesetze 
gegossen werden. 

Wie	ist	Ihr	Kontakt	zu	Politikern?	
Wann	hat	das	letzte	Mal	ein	Politi-
ker	Sie	um	Rat	gefragt?

Das geschieht häufiger. Ich treffe 
sehr viele Politiker bei verschie-
denen Anlässen. In den Vereinigten 
Staaten habe ich mich kürzlich bei 
Verantwortlichen des Weltwäh-
rungsfonds informiert, wie sie 
bestimmte Dinge sehen. Und sie 
haben mich nach meiner Meinung 
gefragt. Das ist nicht ungewöhn-
lich. Ich bin auch informell mit 
Politikern der unterschiedlichen 
Parteien im Gespräch. Das ist ein 
gutes Miteinander. Aber es sollte 
auch klar sein: Der Bischof hat seine 
Aufgabe, die Politiker haben ihre 
Aufgaben. Wir sind nicht immer 
einer Meinung, man muss auch 
um bestimmte Dinge ringen. Aber 
die Meinung der Kirche und der 
Bischöfe wird gefragt – offiziell und 
inoffiziell.

Wie	ist	die	Erfolgsbilanz?

Gemischt, aber keinesfalls erfolg-
los. Gerade hier in Bayern schauen 
noch viele auf die Haltung der 
Kirche; auch in Berlin ist das so. 
Viele engagierte Politiker sind mit 
dem Katholischen Büro im Kontakt 
und wollen auch in ihrem Glauben 
gestärkt werden. Deswegen ist es 
wichtig, Politiker nicht nur zu be-
lehren, sondern sie zu ermutigen. 
Die Welt ist uns aufgegeben als 
Gestaltungsaufgabe. Wir dürfen 
als Christen nicht sagen: Das sol-
len andere machen. Dann werden 
unsere Zielvorstellungen und Wert-
vorstellungen in der öffentlichen 
Debatte nicht gehört. Das ist unsere 
christliche Aufgabe – nicht in erster 
Linie die der Bischöfe, sondern der 
Laien in ihrer eigenen Verantwor-
tung. Deswegen habe ich Respekt 
vor allen Christinnen und Christen, 
die sich aus ihrer christlichen Über-
zeugung in der Politik engagieren. 

Ministerpräsident	Haseloff	
vermisst	eine	Pastoral	für	solche	
Menschen.

Der erste Ort der Pastoral ist die 
Pfarrei. Ein katholischer Politiker 
sollte in seiner Pfarrei verwurzelt 
sein, Abgeordnete und Minister 
sollen sich dort getragen wissen. 
Das sage ich auch den Pfarrern. Die 

Pfarreien können die Abgeordne-
ten aus ihren Reihen im Gebet mit-
tragen, etwa in einer Fürbitte. Ohne 
parteipolitisch zu werden, kann 
man sagen, wir beten für dich, dass 
du deine Arbeit gut machen kannst. 
Ich glaube, das würde Politiker 
sehr stärken. Natürlich ist es auch 
eine Aufgabe der Politiker selber, 
in ihren Gemeinden präsent zu sein 
und mit den Menschen verbunden 
zu bleiben.

Früher	wählten	Katholiken	CDU.	
Heute	ist	das	unübersichtlicher.	
Manche	CDU-Politiker	sagen,	die	
Kirche	schwächt	die	Katholiken	
in	der	CDU,	weil	sie	sich	von	der	
Partei	wegbewegt	hat.	

Das kann man so nicht sagen. Kei-
ner kann wünschen, dass Bischöfe 
wieder sagen, welche Partei Katho- 
liken wählen sollen. Es ist für Katho- 
liken möglich, sich in verschie-
denen Parteien politisch zu enga-
gieren. Aber es ist nicht beliebig, 
wie ich als Christ in der Politik ope-
riere. Deshalb müssen wir mit den 
Prinzipien der Katholischen Sozial-
lehre auf die Parteien schauen. Das 
heißt, die Parteien bestimmen mit 
ihren Programmen und ihrem Han-
deln ihre Nähe zur Kirche. Nicht 
die Kirche bestimmt die Nähe. Und 
das ist sehr vielschichtig geworden. 
Nicht nur die Kirche, auch die Par-
teien haben sich verändert. Eine 
Geschlossenheit des politischen Ka-
tholizismus wird es in dieser Form 
wohl nicht mehr geben. Wobei auch 
heute noch viele Traditionsstränge 
wirken, was ich durchaus begrüße.

Interview: Ulrich Waschki

Zur Person

Reiner Haseloff
Reiner Haseloff wurde am 19. Fe-
bruar 1954 in Bülzig bei Witten-
berg geboren. Er ist seit 36 Jahren 
verheiratet, hat zwei Kinder und 
vier Enkelkinder. Nach dem Phy-
sikstudium in Dresden und Berlin 
war er wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Institut für Umwelt-
schutz in Wittenberg. Ab 1990 
wechselte er in den Kreistag.
Zehn Jahre lang war er Direktor 
des Arbeitsamtes Wittenberg, ab 
Mai 2002 vier Jahre lang Staats-
sekretär im Wirtschafts- und Ar-
beitsministerium in Magdeburg, 
bis April 2011 Minister dieses Res-
sorts. Seither ist er Ministerpräsi-
dent von Sachsen-Anhalt. Reiner 
Haseloff gilt als bekennder und 
engagierter katholischer Christ.

Zur Person

Reinhard Marx
Reinard Marx wurde am 21. Sep- 
tember 1953 in Geseke bei Pader-
born geboren. Er studierte Theolo-
gie und Philosophie in Paderborn, 
Paris, Münster und Bochum. Nach 
der Priesterweihe 1979 war er 
Vikar in Bad Arolsen und bis 1986 
Geistlicher Rektor des Sozialinsti-
tuts „Kommende“ in Dortmund, 
nach Aufbaustudium (1981–88) 
und Promotion bis 1996 Direktor 
der Kommende. 1996 wurde er 
Weihbischof in Paderborn. Von 
2002 bis 2008 war Marx Bischof 
von Trier, seit Februar 2008 ist er 
Erzbischof von München-Freising. 
In der Bischofskonferenz ist er 
zuständig für soziale Fragen.

In	der	Politik	geht	es	um	Mehrheiten,	die	Religion	ver-
kündet	Wahrheiten,	sagt	Bundestagspräsident	Norbert	
Lammert.	Schließen	sich	Glaube	und	Politik	aus?	Im	
Interview	erzählt	Sachsen-Anhalts	Ministerpräsident	

Reiner	Haseloff,	was	sein	Glaube	für	seine	Arbeit	bedeutet.	Und	was	
erwartet	die	Kirche	von	katholischen	Politikern?	Dazu	äußert	sich	
Kardinal	Reinhard	Marx,	in	der	Bischofskonferenz	zuständig	für	sozi-
ale	und	gesellschaftliche	Fragen.	

Jetzt	kommt‘s	drauf	an:		Wie	entschei-
det	sich	der	christliche	Abgeordnete?	
Am	Ende	langer	Überlegungen	und	
Verhandlungen	steht	die	Abstimmung	
im	Parlament.	 Foto:	dpa

Ministerpräsident	Haseloff:	 „Die	Kirche	hat	 an	Glaubwürdigkeit	 verloren,	
weil	sie	ihre	Hausaufgaben	nicht	gemacht	hat.“	 Foto:	dpa

Kardinal	Marx:	„Wer	öffentlich	agiert,	steht	in	der	öffentlichen	Debatte	und	
muss	was	aushalten.“	 Foto:	dpa


